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rinnen und Ausländer so angelegt. Das Aus-
ländergesetz postuliert die «Offenheit» der 
hiesigen Gesellschaft als eine Voraussetzung 
von Integration. Gleichzeitig schränkt es aus 
migrationspolitischen Motiven Integrations-
leistungen auf rechtmässig und längerfristig 
anwesende Personen ein. Es verlangt «Offen-
heit» und «Ausschluss» zugleich.

Die Verzahnung von Integrations- und 
Migrationspolitik ist für die praktische An-

tidiskriminierungsarbeit eine 
Herausforderung. Regelstruk-
turen haben zunehmend frem-
denpolizeiliche Kontrollaufga-
ben. Zivilstandsämter müssen 
seit 2008 etwa prüfen, ob eine 
Ehe ein Verstoss gegen auslän-
derrechtliche Bestimmungen 
darstellt. Das birgt ein nicht zu 
unterschätzendes Diskriminie-
rungspotential bei der Identifi-
zierung verdächtiger Brautleu-

te (diskriminierendes Profiling). Dass Personen 
mit einem prekären Aufenthaltsstatus – also 
eine Personengruppe mit einem «Integrati-
onsbedarf» und einem erhöhten «Diskrimi-
nierungsrisiko» – besonders in den Fokus von 
Kontrollroutinen geraten können, macht die 
Problemstellung vielschichtig. Zivilstandsbe-
hörden stehen im Konflikt zwischen der inte-
grationspolitisch geforderten interkulturellen 
Öffnung und migrationspolitisch auferlegten 
Kontrollaufgaben. Integrationsfachstellen 
müssen ihre Antidiskriminierungsarbeit inner-
halb dieser Widersprüche tarieren.

Selbst in der Anwendung des Integrati-
onsbegriffs im Einzelfall findet sich dieses 
Spannungsfeld. Etwa bei Einbürgerungs-
entscheiden oder der Berücksichtigung des 
individuellen Integrationspotentials im Auf-
enthaltsrecht. Die Eidgenössische Migrations-
kommission (EKM) hat bereits 2008 auf die 

Integrationsarbeit und Diskriminierungs-
bekämpfung stehen zuweilen in einem Span-
nungsfeld. So kann ein rigides Behördenver-
ständnis von Integration ausgrenzend wirken. 
Es ist deshalb zwingend, in der Integrationsar-
beit Diskriminierung immer mitzudenken.

Integration kann gefördert und gehemmt 
werden. Das stösst heute auf breite Zustim-
mung. Wer Integration fördern will, muss 
gleichzeitig Integrationshindernisse abbau-
en. Im Bericht zur Weiter-
entwicklung der Integra-
tionspolitik (2010) betont 
der Bundesrat, Integrations-
förderung müsse Hand in 
Hand mit Diskriminierungs-
bekämpfung und dem Ab-
bau von strukturellen und 
individuellen Hürden gehen. 
Das ist in der Entwicklung 
der hiesigen Antidiskrimi-
nierungspolitik ein wichtiger 
Schritt. Massnahmen der Diskriminierungsbe-
kämpfung sind seither integraler Bestandteil 
der Integrationspolitik. Die vom Bund 2014 
initiierten Kantonalen Integrationsprogram-
me (KIP) verpflichten die Kantone zu entspre-
chenden Massnahmen. In der Folge haben 
Kantone etwa Beratungsstrukturen für Ras-
sismusbetroffene aufgebaut. Sind Integrati-
onsförderungen und Rassismusbekämpfung 
demnach zwei Seiten derselben Medaille? 
Wäre dem so, führten Integrationsmassnah-
men zwangsläufig zum Abbau von Diskrimi-
nierung.

Je mehr Integration – desto weniger 
Diskriminierung?

In der Realität sind die Dinge komplexer. 
Integrationsarbeit und Diskriminierungsbe-
kämpfung stehen zuweilen in einem Span-
nungsfeld. In gewisser Weise ist dies im 
aktuellen Bundesgesetz über die Auslände-

Widersprüchliche Realität 
Integrationsförderung und Rassismusbekämpfung – zwei Seiten  
derselben Medaille?

Michael Bischof
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jekten kennen dieses Dilemma der Zielgrup-
penansprache gut.

Auf einen bedenkenswerten Zusammen-
hang zwischen Integration und Diskriminie-
rung verweist der deutsche Soziologe Aladin 
El-Mafaalani. In seinen Publikationen betont 
er immer wieder, dass Diskriminierungserfah-
rungen mit steigender Integration zunehmen. 
Je besser Integration gelinge, desto stärker 

werde über Diskriminierung 
diskutiert. Der öffentliche 
Disput über Diskriminierung 
zeige, dass Menschen mit Dis-
kriminierungserfahrungen 
ein Teil der Gesellschaft seien 
und sich nicht länger an deren 
Rand drängen liessen.

Individuelle Erfahrungen – 
kollektive Verhältnisse 

Stehen individuelle Diskri-
minierungserfahrungen im 

Raum, ist der Vorwurf des «Opferdiskurses» 
nicht weit. Menschen, die ihre Diskriminie-
rungserfahrungen zu Sprache bringen, sind 
indes alles andere als passive Opfer. Schon 
eher verweisen sie aus subjektiver Perspektive 
auf gesellschaftliche Missstände. Individuel-
le Alltagserfahrungen auf subjektiver Ebene 
– etwa voreingenommene Fragen bei einem 
Bewerbungsgespräch – verweisen oft auf ob-
jektiv feststellbare Diskriminierungen auf ins-
titutioneller oder struktureller Ebene – etwa 
statistisch nachweisbare Benachteiligungen 
auf dem Lehrstellenmarkt. Der Grosserfolg 
von Büchern wie «Americanah» von Chima-
manda Ngozi Adichie oder Filmen wie Raoul 
Pecks «I Am Not Your Negro» zeigen, dass in-
dividuelle Perspektiven auf gesellschaftliche 
Resonanz stossen. Schliesslich halten in der 
Schweiz zwei Drittel der Bevölkerung Rassis-
mus für ein ernsthaftes gesellschaftliches Pro-
blem. 

hier bestehenden Risiken hingewiesen. Immer 
wieder gelangen Einbürgerungsentscheide an 
die Öffentlichkeit, welche dies veranschauli-
chen. Sie zeigen, dass der Integrationsbegriff 
von Behörden ausgrenzend angewendet wer-
den kann. Etwa indem Behörden ein rigides 
Verständnis von «Integration» vertreten, das 
für individuelle Aspekte wenig Raum lässt. 
Oder indem die Bemessungskriterien – etwa 
der geforderte Detaillierungsgrad von Orts-
kenntnissen bei Einbürge-
rungsgesprächen – sehr hoch 
angesetzt werden. Welche 
gesellschaftlichen und indi-
viduellen Folgen ein rigides 
Einfordern von Integration 
hat, zeigen die Untersuchun-
gen aus dem Nationalen For-
schungsprogramm Integrati-
on und Ausschluss (NFP 51). 
Es ist deshalb zwingend, in 
der Integrationsarbeit Diskri-
minierung immer mitzuden-
ken. Gerade dann, wenn Integration zu einem 
Gradmesser für staatliche Sanktionen wird. 
Jede Institution, so eine Erkenntnis aus dem 
NFP 51-Bericht, müsse sich die Frage stellen, 
wann es tatsächlich um die Förderung der In-
tegration und wann eher um Zwang zur Assi-
milation gehe.

Daraus den Schluss zu ziehen, mit dem zu-
nehmenden staatlichen Engagement in der 
Integrationsförderung steige automatisch 
das Diskriminierungsrisiko, zielt allerdings 
zu weit. Vorsicht ist dennoch geboten: etwa 
dann, wenn Projekte der spezifischen Integ-
rationsförderung zur Stigmatisierung betrof-
fener Gruppen beitragen. Wird einer Gruppe 
ein besonderer «Förderbedarf» zugeschrie-
ben, besteht immer die Gefahr, dass dieser Be-
darf als gruppenspezifisches Defizit oder kul-
turelle Eigenschaft in den Vordergrund tritt. 
Projektträgerschaften von Integrationspro-

Das Zurückweisen 

von Diskriminie-

rungserfahrungen 

ins Private und 

Subjektive ist eine 

Anti-Integrations-

Praxis. 
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Im Fokus sind dabei Strukturen und Abläu-
fe, deren Wirkungen und damit verbundene 
individuelle Erfahrungen. Es geht also um 
gesellschaftlich etablierte Handlungsweisen, 
die rassistische Ungleichbehandlungen her-
vorbringen. Handlungsweisen, die weniger 
auf individuelle Vorurteile, sondern auf ein-
gespielten Routinen und historische Bezüge 
(etwa zu kolonialen Denkweisen) verweisen. 
Wenn ein Versicherungskonzern seinen Call-
Center-Mitarbeitenden mit ausländisch klin-

Das Zurückweisen von Diskriminierungser-
fahrungen ins Private und Subjektive ist eine 
Anti-Integrationspraxis. Für eine integrative 
Antidiskriminierungsarbeit ist die Berücksich-
tigung der Betroffenenperspektive zentral. 
Doch gerade diese Perspektive stösst in der 
konkreten Antidiskriminierungsarbeit immer 
wieder auf enormen Widerstand. Vergessen 
wird, dass es etwa im Bereich der sexuellen Be-
lästigung eine etablierte Praxis der Berücksich-
tigung subjektiver Erfahrungen gibt. Ob eine 
Belästigung vorliegt, bemisst sich wesentlich 
am Empfinden der betroffenen Person. Dieser 
Ansatz liesse sich durchaus auf rassistische Dis-
kriminierung anwenden. Vielerorts hält sich 
in den Regelstrukturen jedoch ein enges Ver-
ständnis von Rassismus. Demnach zeichnen 
sich (rassistisch) diskriminierende Handlun-
gen durch (rassistische) Motive aus. Entspre-
chend können nur rassistische Menschen ras-
sistisch handeln. Vertreten Institutionen ein 
solches enges Rassismusverständnis, kommen 
geäusserte Rassismuserfahrungen oder Anti-
Rassismus-Projekte zwangsläufig als morali-
sche Vorwürfe an. Die – durchaus zielführen-
de – Pragmatik vieler Integrationsfachstellen 
besteht deshalb darin, den Regelstrukturen 
Antidiskriminierungsarbeit unter positiv be-
setzten Begriffen wie «Toleranz», «Vielfalt», 
«interkultureller Öffnung» oder «Kundenori-
entierung» zu verkaufen. Bloss nicht von Ras-
sismus sprechen! Rassismus bleibt so vielerorts 
ein weisser Fleck in der Integrationsarbeit.

Von Diskriminierung zu Rassismus – 
Auszug aus «happyland»

Rassismus ist mehr als ein individuelles Vor-
urteil. Er ist ein Aspekt der sozialen Realität 
und überschneidet sich oft mit anderen Be-
nachteiligungsaspekten wie etwa Geschlecht 
oder sozialer Schicht. Machtverhältnisse spie-
len dabei eine zentrale Rolle. Nach einem 
solchen Verständnis lässt sich jede Institution 
und Tätigkeit auf Rassismus hin betrachten. 

Dritter Rassismusbericht der 
Stadt Zürich

Nach 2009 und 2013 hat die Stadt Zürich für 2017 

einen dritten Rassismusbericht vorgelegt. Dieser 

richtet den Fokus auf die Wirkung von Diskrimi-

nierungen. Dabei geht es um ein Verständnis von 

Rassismus, das sich nicht nur auf strafrechtlich re-

levante Übergriffe Einzelner bezieht, sondern auch 

subjektiv wahrgenommene Wirkungen von Diskri-

minierungen berücksichtigt. Diese können individu-

ell durch Personen verursacht sein, aber auch durch 

Strukturen, die den gleichberechtigten Zugang der 

gesamten Bevölkerung zu einer Dienstleistung er-

schweren. Die interdepartementale Arbeitsgruppe, 

die den Bericht erarbeitet hat, empfiehlt der städti-

schen Verwaltung, aufmerksam zu sein gegenüber 

unbeabsichtigten diskriminierenden Wirkungen der 

eigenen Tätigkeiten. 

Die Arbeitsgruppe plädiert für ein Verständnis von 

Rassismus, das sich an Wirkungen orientiert. Als Bei-

spiel einer solchen Anti-Diskriminierungsarbeit wird 

die Offene Jugendarbeit Zürich (OJA) genannt. Mit 

Fachwissen und Aufmerksamkeit gegenüber Aus-

grenzungen gelinge es der OJA, Rassismus im be-

trieblichen Alltag aktiv anzusprechen und von Ras-

sismus betroffene Jugendliche zu stärken. 

Mit dem Beitritt zur Europäischen Städte-Koalition 

gegen Rassismus hat sich die Stadt Zürich 2007 zur 

Umsetzung eines Aktionsplans verpflichtet. Dazu 

wurde eine interdepartementale Arbeitsgruppe 

eingesetzt, die der Stadtregierung alle vier Jahre 

Bericht erstattet und sich regelmässig mit Organisa-

tionen der Zivilgesellschaft austauscht. (red)

www.stadt-zuerich.ch > Stadtentwicklung > Integrations-

förderung > Integrationsthemen > Diskriminierungsbe-

kämpfung
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gendem Namen rät, Pseudonyme zu verwen-
den, lässt sich dies kaum mit vorhandenen 
individuellen Vorurteilen erklären. Ein Rassis-
musverständnis, das soziale Verhältnisse ins 
Zentrum stellt, führt oft zu Unverständnis und 
Zurückweisung. Insbesondere, wenn die ge-
schilderte Betrachtungsweise einem engen – 
strafrechtlichen – Verständnis entgegensteht 
oder der Auffassung, nur Handlungen von 
Rassistinnen und Rassisten könnten rassistisch 
wirken. Die Anti-Rassismus-Trainerin Tupoka 
Ogette spricht in diesem Zusammenhang von 
«happyland», in welchem sich viele (weisse) 
Menschen befinden, die davon ausgehen, 
dass sie selbst nichts mit Rassismus zu tun ha-
ben. Das Ansprechen von Rassismus kommt 
entsprechend der Vertreibung aus dem Para-
dies gleich.

Vielzitiert in der Integrationsarbeit ist Max 
Frischs Bonmot «Man hat Arbeitskräfte geru-
fen, und es kommen Menschen». Vergessen 
geht dabei meist, dass Frisch dem berühmten 
Satz 1965 die markige Aussage voranstellte: 
«Ein kleines Herrenvolk sieht sich in Gefahr». 
Es wäre 53 Jahre nach der Veröffentlichung 
von Frischs Text an der Zeit, mehr über den 
ersten Satz zu sprechen. Dass dies schwierig 
ist, hielt der Autor damals ebenfalls fest: «Man 
ist kein Rassist; es ist schliesslich eine Tradition, 
dass man nicht rassistisch ist.»

Michael Bischof ist stellvertretender Leiter der 
Integrationsförderung der Stadt Zürich. 
michael.bischof@zuerich.ch
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Promozione dell’integrazione e lotta al 
razzismo: davvero due facce della stessa 
medaglia?

Chi vuole promuovere l’integrazione deve 
allo stesso tempo abbattere le barriere che 
la impediscono. Su questo sono tutti d’ac-
cordo. La realtà, tuttavia, è più complessa: 
talvolta, infatti, lavoro d’integrazione e lotta 
alla discriminazione sono potenzialmente 
conflittuali. Nella prassi, i legami tra politica 
d’integrazione e politica della migrazione 
possono essere problematici per la lotta alla 
discriminazione. Le strutture ordinarie, per 
esempio le autorità dello stato civile, si trova-
no tra l’incudine dell’apertura interculturale 
richiesta dalla politica d’integrazione e il mar-
tello dei controlli che devono eseguire in os-
sequio alla politica della migrazione. I servizi 
d’integrazione devono calibrare il loro lavoro 
contro la discriminazione tenendo conto di 
queste contraddizioni. Ogni istituzione deve 
sempre badare a non superare il confine tra 
promozione dell’integrazione e assimilazione 
coatta. Il lavoro d’integrazione non dovrebbe 
mai perdere di vista il problema della discri-
minazione, soprattutto quando l’integrazione 
diventa un parametro per sanzioni statali.

Per combattere la discriminazione pro-
muovendo al contempo l’integrazione è 
fondamentale considerare il punto di vista 
dei diretti interessati. Ma proprio questa 
necessità si scontra quotidianamente con 
fortissime resistenze. Eppure, declassare le 
esperienze di discriminazione a fatti privati 
o percezioni soggettive è pregiudizievole per 
l’integrazione. Nei rapporti con le strutture 
ordinarie, molti servizi d’integrazione pratica-
no un intelligente pragmatismo presentando 
loro la lotta alla discriminazione sotto forma 
di concetti positivi come «tolleranza», «diver-
sità», «apertura interculturale» o «attenzione 
alle esigenze del cliente». Ma finché non se ne 
parlerà apertamente, il problema del razzismo 
resterà bandito dal lavoro d’integrazione.

Michael Bischof è responsabile supplente del servizio di 
promozione dell’integrazione della Città di Zurigo. 
michael.bischof@zuerich.ch

Promotion de l’intégration et lutte 
contre la discrimination : les deux faces 
d’une même médaille ?

Promouvoir l’intégration, c’est aussi lutter 
contre la discrimination. En théorie, voilà qui 
paraît logique. En pratique, la question s’avère 
plus complexe ; travail d’intégration et lutte 
contre la discrimination peuvent en effet se 
révéler contradictoires. L’un des grands défis 
consiste à coordonner la politique de l’inté-
gration et la politique migratoire. Les struc-
tures dites ordinaires, comme par exemple 
les services de l’état civil, se retrouvent ainsi 
parfois dans des situations conflictuelles à 
l’interface entre la politique d’intégration et 
l’ouverture aux autres cultures que celle-ci 
encourage, d’une part, et la politique migra-
toire synonyme de contrôles, d’autre part. 
Les services chargés de l’intégration ne sont 
pas en reste et doivent eux aussi faire face à 
cette asymétrie dans leur travail quotidien. 
Les différentes institutions doivent se deman-
der dans quels cas il s’agit effectivement de 
promouvoir l’intégration et dans lesquels 
il s’agit plutôt de forcer à l’assimilation. Le 
travail d’intégration doit toujours prendre en 
compte les aspects de discrimination – notam-
ment lorsque l’intégration devient justement 
un critère pour sanctionner. 

Pour que la lutte contre la discrimination 
soit intégrative, il faut en outre qu’elle tienne 
compte de la perspective des personnes dis-
criminées. Or c’est justement ce point qui se 
heurte à une résistance colossale dans la pra-
tique. Faire d’une expérience discriminatoire 
une affaire privée et subjective est contraire 
à l’intégration. Le pragmatisme, parfaitement 
efficace, de nombreux services d’intégration 
consiste à vendre la lutte contre la discrimina-
tion aux structures ordinaires avec des termes 
à connotation positive comme « tolérance », 
« diversité », « ouverture aux autres cultures » 
ou encore « orientation clients ». Mais si l’on 
n’accepte pas d’appeler un chat un chat et 
de parler vraiment de discrimination, alors la 
discrimination restera la grande absente du 
travail d’intégration. 

Michael Bischof est le responsable suppléant du Ser-
vice de promotion de l’intégration de la Ville de Zurich. 
michael.bischof@zuerich.ch 


